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Meiner Frau 
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Vorwort 

Die Rechtsstellung des Minderjährigen im öffentlichen Recht ist in der letz-
ten Zeit zunehmend in die juristische Diskussion geraten. Die vorliegende 
Arbeit hat sich daher zum Ziel gesetzt, den Beteiligten von Verwaltungsver-
fahren und -prozessen eine praktische Hilfe bei der Beurteilung von Rechts-
fragen zu geben, die mit der Minderjährigkeit zusammenhängen. Die Rechts-
wissenschaftliche Fakultät der Westfälischen Wilhelms-Universität hat die 
vorliegende Untersuchung im Sommersemester 1987 als Dissertation ange-
nommen. Rechtsprechung und Literatur wurden bis zum Frühjahr 1987 
berücksichtigt; spätere FundsteIlen konnten nur noch vereinzelt eingearbeitet 
werden. 

Herrn Prof. Dr. Dirk Ehlers, der die Schrift angeregt und betreut hat, und 
der sich dabei für viele fruchtbare Gespräche Zeit nahm, möchte ich auch an 
dieser Stelle meinen herzlichen Dank sagen. Besonderer Dank gilt auch 
meiner Frau, die den Verlauf meiner Untersuchung mit Zuspruch und Ermun-
terung begleitet hat. Schließlich danke ich den Herausgebern der "Münsteri-
schen Beiträge zur Rechtswissenschaft" für die Aufnahme dieser Arbeit in 
ihre Schriftenreihe. 

Münster, im März 1988 
Cornel-Rupert Meyer 
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Entscheidungen der OLGe in Zivilsachen 

Oberverwaltungsgericht 

Paßgesetz 

Pflichtversicherungsgesetz 

Polizeigesetz 

Postgesetz 

Postgiroordnung 

Altmannsperger, Postrecht Entscheidungen 1955 - 1985 Heidelberg, 
Stand Dez. 1985 

Postsparordnung 

Postverwaltungsgesetz 

Post-Spar- und Darlehensverein 
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PStG 

pVV 
RdErlaß 

RdJ 

Rdnr(n). 

RelKEG 

RettG 

RG 

RGRK 

RGZ 

RiA 
RPfieger 

Rspr. 

RuStAG 

S. 

ScheckG 

SchMG 

SchOG 

SchpfiG 

SchVG 

SG 

SGb 

SGB-AT 

SGB-X 

SGG 

SLV 

Abkürzungsverzeichnis 

Personenstandsgesetz 

positive Vertragsverletzung 

Runderlaß 

Recht der Jugend 

Randnummer(n) 

Gesetz über die religiöse Kindererziehung 

Gesetz über den Rettungsdienst 

Reichsgericht 

Kommentar zum BGB, herausgegeben von Reichsgerichtsräten und 
Bundesrichtern 

Amtliche Sammlung der Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivilsachen 

Das Recht im Amt 

Der Deutsche Rechtspfleger 

Rechtsprechung 

Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz 

Seite, Satz (bei Rechtsnormen) 

Scheckgesetz 

Schulmitwirkungsgesetz 

. Schulordnungsgesetz 

Schulpflichtgesetz 

Schulverwaltungsgesetz 

Soldatengesetz 

Die Sozialgerichtsbarkeit 

Sozialgesetzbuch - Allgemeiner Teil 

Sozialgesetzbuch - Verwaltungsverfahren 

Sozialgerichtsgesetz 

Soldatenlaufbahnverordnung 

1. StAngRegG 1. Gesetz zur Regelung der Staatsangehörigkeit 

StGB Strafgesetzbuch 

StKV Staats- und Kommunal-Verwaltung 

StVG 

StVO 

StVZO 

Tz. 

U. 

u.U. 

v. 

Var. 

VerkMitt 

VersammlG 

VersR 

Straßenverkehrsgesetz 

Straßenverkehrsordnung 

Straßenverkehrszulassungsordnung 

Textziffer 

Urteil 

unter Umständen 

vorn, von 

Variante 

Verkehrsrechtliche Mitteilungen 

Versammlungsgesetz 

Zeitschrift für Versicherungsrecht 



VerwArch 

VerwRspr. 

VG 

VGH 

vgl. 

VO, VOen 

Vorbem. 

VwGO 

VwVfG 

VwVG 

VwZG 

WBO 

WDO 

WM 

WPflG 

ZBlJR 

ZDG 

Zf. 

ZIP 

zit. 

ZPO 

z.T. 

Abkürzungsverzeichnis 

Verwaltungs archiv 

Verwaltungsrechtsprechung 

Verwaltungsgericht 

Verwaltungsgerichtshof 

vergleiche 

Verordnung, Verordnungen 

Vorbemerkung 

Verwaltungsgerichtsordnung 

Verwaltungsverfahrensgesetz 

Verwaltungsvollstreckungsgesetz 

Verwaltungszustellungsgesetz 

Wehrbeschwerdeordnung 

Wehrdisziplinarordnung 

Wertpapier-Mitteilungen 

Wehrpflichtgesetz 

Zentralblatt für Jugendrecht und Jugendwohlfahrt 

Zivildienstgesetz 

Ziffer 

Zeitschrift für Wirtschaftsrecht und Insolvenzpraxis 

zitiert 

Zivilprozeßordnung 

zum Teil 
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Einleitung 

Gegenstand der Untersuchung ist die Stellung des Minderjährigen im 
öffentlichen Recht. Unter den Begriff des Minderjährigen fallen im öffent-
lichen Recht ebenso wie im bürgerlichen Recht alle Personen, die das in § 2 
BGB festgelegte Volljährigkeitsalter von 18 Lebensjahren noch nicht erreicht 
haben. 1 

Die Rechtsfähigkeit des Menschen beginnt gemäß § 1 BGB mit Vollendung 
der Geburt. Daher können die Minderjährigen unumstritten Träger von 
Rechten und Pflichten sein. Zweifelhaft ist jedoch, inwieweit der Minderjäh-
rige darüber hinaus aktiv und eigenverantwortlich seine Rechte wahrnehmen 
und seine Pflichten erfüllen kann. Diese Befähigung zu rechtlich relevantem 
Verhalten wird allgemein unter dem Begriff Handlungsfähigkeit zusammen-
gefaßt. Die Frage nach der Handlungsfähigkeit stellt sich bei zwei Arten von 
Handlungen. 

Zum einen geht es um natürliche Handlungen, also z. B. um das Führen 
eines Kraftfahrzeugs, das Demonstrieren, das Jagen oder Schießen. Das Pro-
blem, ob diese natürliche Tätigkeit auch schon dem Minderjährigen erlaubt 
ist, wird zumeist durch das einschlägige Gesetz geregelt, das so die natürliche 
Handlungsfähigkeit festlegt. 

Zum anderen sind die rechtlichen Handlungen anzutreffen. Sie zeichnen 
sich dadurch aus, daß dem natürlichen Geschehen durch die Rechtsordnung 
eine zusätzliche, von der Natur allein nicht erzielte Wirkung beigelegt wird. 
Der Minderjährige muß also handlungsfähig sein, um mit seiner Handlung 
eine Rechtswirkung erzielen zu können. 

Während die Handlungsfähigkeit im Zivilrecht mit den §§ 104 ff., 827 f. 
BGB und den §§ 51, 52 ZPO umfassend geregelt ist, fehlen dem öffentlichen 
Recht vergleichbare Bestimmungen. Mit dem § 12 I Nr. 2 VwVfG und dem 
§ 62 I Nr. 2 VwGO bestehen nur Teilregelungen der rechtlichen Handlungs-
fähigkeit, die das Verwaltungsverfahren und den Verwaltungsprozeß betreffen. 

Bei der Suche nach den Grundlagen der rechtlichen Handlungsfähigkeit im 
öffentlichen Recht richtet sich das Hauptaugenmerk auf die Minderjährigen, 
die das siebente, aber noch nicht das achtzehnte Lebensjahr vollendet haben. 

1 Die Anwendbarkeit des § 2 BGB im öffentlichen Recht ergibt sich daraus, daß 
sowohl § 12 I Nr. 1 VwVfG als auch § 62 I Nr. 1 VwGO auf die Geschäftsfähigkeit i.S. 
des bürgerlichen Rechts verweisen. 
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Denn das öffentliche Recht nimmt in den §§ 12 I Nr. 2 VwVfG und 62 I Nr. 2 
VwGO auf die nach bürgerlichem Recht beschränkte Geschäftsfähigkeit 
Bezug. 

Im Teil A werden zunächst die verfassungsrechtlichen Vorgaben für die 
Rechtsstellung des Minderjährigen entwickelt. Hier steht die Frage im Vor-
dergrund, welche verfassungsrechtlichen Erwägungen eine Beschränkung der 
rechtlichen und natürlichen Handlungsfähigkeit rechtfertigen. 

Sodann gilt im Teil B das Interesse der Ausgestaltung der rechtlichen Hand-
lungsfähigkeit. Hier geht es vor allem um die Handlungsfähigkeit im Verwal-
tungsverfahren und im -prozeß. Die verfassungsrechtlichen Grundlagen besit-
zen eine besondere Bedeutung für das Verhältnis des Minderjährigen zu 
seinem gesetzlichen Vertreter und für die Frage, ob die Fähigkeit zur Grund-
rechtsausübung in jedem Fall zur Anerkennung der rechtlichen Handlungs-
fähigkeit in damit verbundenen Verfahren und Prozessen führt. 

Im Teil C werden einige Kerngebiete des öffentlichen Rechts daraufhin 
untersucht, welche Modifikationen die rechtliche und die natürliche Hand-
lungsfähigkeit des Minderjährigen im Vergleich zu den Volljährigen erfahren 
haben. 



A. Die verfassungsrechtliche Bindung des Gesetzgebers 
bei der Ausgestaltung der Rechtsstellung des Minderjährigen 

im öffentlichen Recht 

Bevor das einfach-gesetzliche Recht darauf untersucht werden kann, welche 
Rechte und Pflichten es dem Minderjährigen vermittelt und welche verfah-
rensmäßigen Formen der Geltendmachung von Rechten es für ihn bereithält, 
ist die Bedeutung des Verfassungsrechtes für die Rechtsstellung des Minder-
jährigen zu ermitteln. Der Zusammenhang von Verfassungsrecht und einfa-
chem Gesetzesrecht wird deutlich, wenn man die Betätigung der natürlichen 
Handlungsfähigkeit (z. B. die Teilnahme an einer Versammlung) oder der 
rechtlichen Handlungsfähigkeit (Teilnahme an der Privatautonomie ) als selb-
ständige Grundrechtsausübung ansieht. Die einfach-gesetzlichen Normen, die 
die Rechte des Minderjährigen näher eingrenzen, stellen sich dann als Schran-
ken der grundsätzlich gewährleisteten Grundrechtsausübung dar. Eine Be-
schränkung der grundrechtlichen Freiheit liegt z. B. darin, daß dem Min-
derjährigen eine natürliche Handlung verboten ist, oder daß er bei einem 
Rechtsgeschäft durch seinen gesetzlichen Vertreter vertreten werden muß. Da 
die Fähigkeit zur selbständigen Grundrechtsausübung (verfassungsrechtliche 
Handlungsfähigkeit ) insoweit der einfach-gesetzlichen Handlungsfähigkeit 
entspricht!, sind die verfassungsrechtlichen Kriterien zu entwickeln, an denen 
sich die Ausgestaltung der Handlungsfähigkeit im konkreten Rechtsbereich 
auszurichten hat. 

Auf Verfassungsebene geht es um das Problem, ob der Minderjährige über-
haupt Träger von Grundrechten sein kann, und ob er darüber hinaus in der 
Lage ist, diese selbst auszuüben. Diese Fragestellung wird in der allgemeinen 
Diskussion mit den Begriffen Grundrechtsfähigkeit und Grundrechtsmündig-
keit umschrieben.2 Die Fähigkeit, Träger von Grundrechten zu sein, wird 
zumeist als eine Parallele zur Rechtsfähigkeit des bürgerlichen Rechts gemäß 
§ 1 BGB verstanden. 3 Damit hat der Staat die Grundrechte des Minderjähri-

1 Ähnlich Fehnemann S. 58; Reuter, FamRZ 1969, 622 (623); vgl. aber unter B., VI. 
zu der Frage, ob von der selbständigen Ausübung von Grundrechten auf die rechtliche 
Handlungsfähigkeit in mit der Grundrechtsausübung zusammenhängenden Verfahren 
geschlossen werden kann. 

2 Vgl. dazu allgemein: Bleckmann § 17 S. 337 ff. Zum Problem der Grundrechts-
mündigkeit siehe jüngst v. Mutius, Jura 1987, 272 ff. 

3 Vgl. zu der Frage, ob die Grundrechtsfähigkeit mit der Rechtsfähigkeit identisch ist 
oder nicht: Ablehnend: v. Münch, GG, Vorbem. zu Art. 1, Rdnr. 8 f.; zur Begründung 
wird angeführt, daß die Grundrechtsfähigkeit teilweise enger (Unterscheidung von 


